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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. September 2020 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Drescher, die Richter Wöstmann, Born, 

Dr. Bernau und V. Sander 

beschlossen: 

1. Die Parteien werden darauf hingewiesen, dass der Senat 

beabsichtigt, die Revision des Beklagten gegen das Urteil 

des 5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Frankfurt am 

Main vom 14. Mai 2019 durch Beschluss gemäß 

§ 552a ZPO auf Kosten des Beklagten zurückzuweisen. 

2. Der Streitwert des Revisionsverfahrens wird auf 11.000 € 

festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

I. Der Kläger ist Insolvenzverwalter einer Schiffsfondsgesellschaft in der 

Rechtsform einer Kommanditgesellschaft (im Folgenden: Schuldnerin), über de-

ren Vermögen mit Beschluss vom 21. Februar 2013 das Insolvenzverfahren er-

öffnet wurde. Der Beklagte, der mit einer Einlage in Höhe von 50.000 € als Kom-

manditist an der Schuldnerin beteiligt ist, erhielt in den Jahren 2005 bis 2008 nicht 

durch Gewinne gedeckte Ausschüttungen in Höhe von insgesamt 18.500 €. Im 

Rahmen eines Sanierungsprogramms zahlte der Beklagte 7.500 € an die Schuld-

nerin zurück. Der Kläger verlangt vom Beklagten unter dem Gesichtspunkt der 
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teilweisen Rückgewähr der geleisteten Kommanditeinlage die noch offene Diffe-

renz in Höhe von 11.000 €. 

Das Landgericht hat den Beklagten antragsgemäß verurteilt. Die hierge-

gen gerichtete Berufung ist erfolglos geblieben. Mit der vom Berufungsgericht 

zugelassenen Revision verfolgt der Beklagte seinen Antrag auf Abweisung der 

Klage weiter. 

II. Die Revision ist durch Beschluss zurückzuweisen (§ 552a ZPO). 

1. Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision liegen nicht mehr 

vor. Maßgeblich für die Beurteilung ist der Zeitpunkt der Entscheidung des 

Revisionsgerichts (BGH, Beschluss vom 1. März 2010 ­ II ZR 13/09, ZIP 2010, 

1078 Rn. 3; Beschluss vom 13. August 2015 ­ III ZR 380/14, juris Rn. 7; 

Beschluss vom 27. Mai 2020 ­ VIII ZR 58/19, juris Rn. 3). 

a) Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen, weil die Notwendig-

keit der Vorlage einer amtlichen Insolvenztabelle, die Relevanz von bestrittenen 

und für den Ausfall festgestellten Forderungen sowie die Berücksichtigungsfähig-

keit von Massekosten und Masseverbindlichkeiten von der obergerichtlichen 

Rechtsprechung nicht einheitlich beantwortet werde und die Rechtssache daher 

grundsätzliche Bedeutung habe. 

b) Soweit unter den vom Berufungsgericht angesprochenen Gesichts-

punkten die Zulassung der Revision geboten war, ist der Zulassungsgrund durch 

das nach dem Erlass des Berufungsurteils ergangene Urteil des erkennenden 

Senats vom 21. Juli 2020 weggefallen (BGH, Urteil vom 21. Juli 2020 

­ II ZR 175/19, juris). 
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aa) Die Revision ist wegen grundsätzlicher Bedeutung zuzulassen, wenn 

die Rechtssache eine entscheidungserhebliche, klärungsbedürftige und 

klärungsfähige Rechtsfrage aufwirft, die sich in einer unbestimmten Vielzahl von 

Fällen stellen kann und deswegen das abstrakte Interesse der Allgemeinheit an 

der einheitlichen Entwicklung und Handhabung des Rechts berührt. Klärungsbe-

dürftig ist eine Rechtsfrage dann, wenn sie zweifelhaft ist, also über Umfang und 

Bedeutung einer Rechtsvorschrift Unklarheiten bestehen. Derartige Unklarheiten 

bestehen u.a. dann, wenn die Rechtsfrage vom Bundesgerichtshof bisher nicht 

entschieden ist und von einigen Oberlandesgerichten unterschiedlich beantwor-

tet wird, oder wenn in der Literatur unterschiedliche Meinungen vertreten werden 

(BGH, Beschluss vom 18. Dezember 2019 ­ II ZR 131/19, juris Rn. 14 mwN). 

bb) Die Rechtssache hat danach jedenfalls keine grundsätzliche Bedeu-

tung mehr. 

(1) Durch die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist geklärt, dass es 

für die Darlegung der Gläubigerforderungen, für die der Kommanditist gemäß 

§ 171 Abs. 1, § 172 Abs. 4 HGB haftet, ausreicht, wenn der Insolvenzverwalter, 

der während des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Gesellschaft das 

den Gesellschaftsgläubiger nach § 171 Abs. 1 HGB zustehende Recht ausübt, 

die Insolvenztabelle vorliegt mit festgestellten Forderungen, die nicht aus der In-

solvenzmasse befriedigt werden können (BGH, Beschluss vom 18. Oktober 2011 

­ II ZR 37/10, juris Rn. 9; Urteil vom 20. Februar 2018 ­ II ZR 272/16, BGHZ 217, 

327 Rn. 15; Urteil vom 21. Juli 2020 ­ II ZR 175/19, juris Rn. 14). 

Beruft sich der Insolvenzverwalter auf die Feststellung der Gläubigerfor-

derungen zur Insolvenztabelle, genügt er seiner Darlegungslast, wenn er deren 
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Feststellung nach § 178 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 InsO behauptet, ggf. unter Bezug-

nahme auf eine von ihm erstellte tabellarische Übersicht (BGH, Urteil vom 21. Juli 

2020 ­ II ZR 175/19, juris Rn. 15). 

(2) Ebenfalls geklärt ist die "Relevanz" von Forderungen, die mit dem Zu-

satz "für den Ausfall" zur Insolvenztabelle festgestellt wurden. Das Berufungsge-

richt legt diesbezüglich nicht näher dar, unter welchen Gesichtspunkten es hier 

Klärungsbedarf sieht. Die sich im Streitfall stellenden Rechtsfragen können an-

hand der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs beantwortet werden. 

(a) Soweit es um die Darlegung solcher Forderungen durch den Insolvenz-

verwalter und den Ausschluss von Einwendungen des Kommanditisten gemäß 

§ 129 Abs. 1, § 161 Abs. 2 HGB im Hinblick auf deren widerspruchslose Fest-

stellung zur Insolvenztabelle geht, gelten die allgemeinen, in der Rechtsprechung 

des Bundesgerichtshofs bereits geklärten Grundsätze (BGH, Urteil vom 

20. Februar 2018 ­ II ZR 272/16, BGHZ 217, 327 Rn. 21 ff.; Urteil vom 21. Juli 

2020 ­ II ZR 175/19, juris Rn. 16). 

(b) Wendet der Kommanditist, wie der Beklagte im Streitfall, ein, seine In-

anspruchnahme sei zur Gläubigerbefriedigung nicht erforderlich, weil festge-

stellte Forderungen nach der Verwertung des Absonderungsrechts erfüllt sind, 

trifft den in Anspruch genommenen Kommanditisten die Darlegungs- und Be-

weislast. Der Insolvenzverwalter muss aber die für die Befriedigung der Gläubi-

ger bedeutsamen Verhältnisse der Gesellschaft darlegen, sofern nur er dazu im-

stande ist (BGH, Urteil vom 3. Juli 1978 ­ II ZR 54/77, WM 1978, 898, 899; Urteil 

vom 9. Februar 1981 ­ II ZR 38/80, WM 1981, 761; Urteil vom 11. Dezember 

1989 ­ II ZR 78/89, BGHZ 109, 334, 344; Urteil vom 20. Februar 2018 

­ II ZR 272/16, BGHZ 217, 327 Rn. 39; Urteil vom 21. Juli 2020 ­ II ZR 175/19, 
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juris Rn. 21). Welche Umstände bedeutsam sind und vom Insolvenzverwalter 

dargelegt werden müssen, weil nur er hierzu imstande ist, kann nur im Einzelfall 

entschieden werden. 

(3) Soweit das Berufungsgericht meint, "die Relevanz" von bestrittenen 

Forderungen sowie die Berücksichtigungsfähigkeit von Massekosten und 

Masseverbindlichkeiten sei klärungsbedürftig, hat es in den Gründen seiner Ent-

scheidung selbst ausgeführt, dass es auf die Klärung dieser Fragen für die Ent-

scheidung nicht ankommt. 

cc) Weitere Zulassungsgründe werden von der Revision nicht aufgezeigt 

und liegen auch nicht vor. Soweit die Revision meint, es sei entscheidungserheb-

lich, in welchem Umfang der Kläger bis zum Schluss der mündlichen Verhand-

lung Forderungen gegenüber den Kommanditisten eingezogen habe und ob mit 

diesen Mitteln Verbindlichkeiten im Sinne gemäß §§ 54, 55 InsO erfüllt worden 

seien, weil der Kläger die Höhe der für den Ausfall festgestellten Forderungen 

nicht dargelegt habe, ist dem aus den unter 2. dargelegten Gründen nicht zu fol-

gen. 

2. Die Revision hat keine Aussicht auf Erfolg. 

a) Die Klageforderung ist den Anforderungen des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO 

entsprechend bestimmt. Entgegen der Sicht der Revision steht es einer hinrei-

chenden Individualisierung des Klageanspruchs nicht entgegen, dass die ange-

meldeten Forderungen in der vom Kläger vorgelegten Insolvenztabelle nur 

schlagwortartig bezeichnet wurden (BGH, Urteil vom 21. Juli 2020 ­ II ZR 175/19, 

juris Rn. 11). 
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b) Die Revision wendet sich ohne Erfolg gegen die Feststellung des Beru-

fungsgerichts, dass Gläubigerforderungen in Höhe von 10.952.661,90 € beste-

hen, von denen solche in Höhe von 10.377.491,74 € für den Ausfall festgestellt 

wurden. Das Berufungsgericht hat entsprechend den unter 1. b) bb) (1) genann-

ten Voraussetzungen angenommen, dass der Kläger dargelegt hat, dass Forde-

rungen in dieser Höhe widerspruchslos zur Insolvenztabelle festgestellt wurden. 

c) Die Revision wendet sich auch ohne Erfolg gegen die Beurteilung des 

Berufungsgerichts, dass die Inanspruchnahme des Beklagten für die Befriedi-

gung der Gläubiger erforderlich ist. 

aa) Nach den oben unter 1. b) bb) (2) genannten Grundsätzen ist es ent-

gegen der Sicht der Revision im Ausgangspunkt Sache des Kommanditisten dar-

zulegen und zu beweisen, dass seine Inanspruchnahme nicht (mehr) erforderlich 

ist, weil ein Gläubiger durch die Verwertung eines Absonderungsrechts Befriedi-

gung auf seine Forderung erhalten hat. Dass das Berufungsgericht mit seiner 

Feststellung, die Erlöse aus dem Verkauf der Schiffe seien durch eine Reduzie-

rung der für den Ausfall festgestellten Forderungen berücksichtigt, entschei-

dungserhebliches Vorbringen des Beklagten unberücksichtigt gelassen hat, zeigt 

die Revision nicht auf. 

bb) Soweit die Revision geltend macht, der Kläger hätte darlegen müssen, 

in welchem Umfang er bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem 

Berufungsgericht Ansprüche gemäß § 171 Abs. 2 HGB bereits eingezogen und 

ob er mit diesen Mitteln Verbindlichkeiten gemäß §§ 54, 55 InsO erfüllt hat, er-

kennt sie selbst, dass es hierauf nach den weiteren Feststellungen des Beru-

fungsgerichts nur ankommen kann, wenn die Feststellungen zum Umfang der 

Gläubigerforderungen keinen Bestand haben. Die hierzu erhobenen Rügen der 
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Revision haben jedoch keine Aussicht auf Erfolg. Zwar ist die Feststellung des 

Berufungsgerichts, die mit Stand vom 18. Dezember 2018 festgestellten Forde-

rungen überstiegen die ausstehenden Kommanditeinlagen in Höhe von 

7,5 Mio. € deutlich, so dass selbst bei der Bildung einer Sondermasse und Bei-

treibung sämtlicher ausstehender Kommanditeinlagen die Inanspruchnahme des 

Beklagten erforderlich sei, für das Revisionsgericht nicht nach § 559 Abs. 2 ZPO 

bindend, weil diese Feststellung der Behauptung des Klägers widerspricht, er 

habe bis zum 10. Dezember 2018 i.H.v. 7.128.570,04 € Hafteinlagen der Kom-

manditisten eingezogen und weitere 896.534,62 € stünden noch aus. Die 

Revision zeigt jedoch kein Vorbringen des Beklagten auf, nach dem die festge- 
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stellten Gläubigerforderungen auch unter Berücksichtigung der noch zur Zahlung 

ausstehenden Hafteinlagen gedeckt wären. 

 

Drescher                                           Wöstmann                                             Born 

                           Bernau                                                  V. Sander 

Hinweis: Die Revision wurde durch Beschluss vom 12. Januar 2021 

gemäß § 552a ZPO zurückgewiesen. 

Vorinstanzen: 

LG Gießen, Entscheidung vom 15.12.2017 - 3 O 132/17 -  

OLG Frankfurt am Main, Entscheidung vom 14.05.2019 - 5 U 85/18 -  


